
möchte ich noch folgende Vorbemerkungen ma-
chen: Mit Schreiben vom 3. Juni 2026 hat Herr 
Abgeordneter Schlösser gemäß § 37 Abs. 7 Satz 1 
der Geschäftsordnung Einspruch gegen einen Ord-
nungsruf eingelegt, den er in der 44. Plenarsitzung 
am 21. Mai 2026 erhalten hat. Das Einspruchs-
schreiben liegt den Mitgliedern des Landtags als 
Vorlage 8/1871 vor.

Der Landtag hat nunmehr gemäß § 37 Abs. 7 
Satz 3 der Geschäftsordnung über den Einspruch 
zu entscheiden, nachdem der Ältestenrat in seiner 
30. Sitzung am 16. Juni 2026 dazu beraten hat. Die 
Entscheidung des Landtags erfolgt ohne Ausspra-
che, weshalb wir auch unmittelbar zur Abstimmung 
kommen.

Ich hoffe, Sie haben alles verstanden, was ich Ih-
nen gerade nochmals als Hinweis gegeben habe. 
Das bedeutet, dass wir jetzt auch direkt abstimmen.

Wir stimmen über den Einspruch gegen den erlas-
senen Ordnungsruf ab. Wer dem zustimmen möch-
te, diesem Einspruch, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Hier sehe ich die AfD-Fraktion. Wer ist 
dagegen? Hier sehe ich die Fraktionen Die Linke, 
der SPD, des BSW und der CDU. Damit ist dieser 
Einspruch abgelehnt.

Ich würde jetzt in der Tagesordnung weiter fortfah-
ren. Wir hatten uns verabredet, dass wir heute auf 
jeden Fall die Tagesordnungspunkte 8 und 9 aufru-
fen.

Deshalb machen wir nun weiter mit Tagesord-
nungspunkt 8

Thüringer Gesetz zur Anpas-
sung der Besoldung und 
Versorgung in den Jahren 
2026 bis 2028 und zur Ände-
rung besoldungs- und versor-
gungsrechtlicher sowie ande-
rer Vorschriften (Thüringer Be-
soldungs- und Versorgungsan-
passungsgesetz 2026 bis 2028)
Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU, des BSW und der SPD
- Drucksache 8/3723 - 
ERSTE BERATUNG

Zunächst die Frage: Ist eine Begründung ge-
wünscht? Nein. Dann können wir direkt die Aus-
sprache eröffnen. Ich bitte als erste Rednerin Frau 
Jary von der Fraktion der CDU nach vorn.

Abgeordnete Jary, CDU:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen, wir bringen heute als Koalitionsfraktionen 

den Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Anpas-
sung der Besoldung und Versorgung in den Jahren 
2026 bis 2028 ein. Dieser Gesetzentwurf ist kein 
politisches Wunschprogramm, er ist die Antwort auf 
einen gesetzlichen und verfassungsrechtlichen Auf-
trag, denn die Besoldungs- und Versorgungsbezü-
ge der Landes- und Kommunalbeamten, der Rich-
ter und der Versorgungsempfänger in Thüringen 
sind regelmäßig an die allgemeinen wirtschaftlichen 
und finanziellen Verhältnisse anzupassen.

Zugleich ist die amtsangemessene Alimentation 
nach Artikel 33 Abs. 5 des Grundgesetzes sicher-
zustellen. Für den besoldungsrechtlichen Teil be-
ruht der Entwurf deshalb auf zwei Grundlagen: 
erstens dem Tarifabschluss der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder vom 14. Februar 2026 und zwei-
tens den neuen Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts vom 17. September 2025, in dem die Maß-
stäbe für die Mindestbesoldung neu gefasst wur-
den.

Aber die Übertragung des Tarifergebnisses allein 
wird nicht ausreichen. Der Gesetzgeber muss dar-
über hinaus tätig werden. Der erste Schritt ist die 
zeit- und systemgerechte Übertragung des Tarifer-
gebnisses auf den Beamten- und Versorgungsbe-
reich. Die Grundgehaltssätze steigen. Auch die 
Familienzuschläge der Stufen 1 bis 3, bestimmte 
Amtszulagen, Stellenzulagen und sonstige Zulagen 
sowie die Mehrarbeitsvergütung werden nach Maß-
gabe des Entwurfs angepasst. Beim Auslandszu-
schlag gelten reduzierte Anpassungssätze und für 
Versorgungsempfänger gelten die Erhöhungen ent-
sprechend. Auch die Anwärter werden einbezogen.

Der zweite Schritt betrifft die Sicherung der ver-
fassungsgemäßen Alimentation. Dafür führen wir 
wieder eine Jahressonderzahlung ein. Beamte 
und Richter erhalten mit den Dezemberbezügen 
4,8 Prozent der im Kalenderjahr gewährten Summe 
aus Grundgehalt, Amtszulage und allgemeiner Zu-
lage. Für Empfänger von Ruhegehalt, Witwen- und 
Waisengeld wird eine entsprechende versorgungs-
rechtliche Regelung geschaffen. Damit setzt die 
Sonderzahlung die neuen Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts um. Sie greift außerdem eine 
Empfehlung aus dem Bericht der Landesregierung 
zur Sicherstellung einer verfassungsgemäßen Ali-
mentation auf. Daran schließt der alimentative Er-
gänzungszuschlag an. Er wird für verheiratete Be-
amte und Richter mit Anspruch auf Dienstbezüge 
und kinderbezogenen Familienzuschlag gewährt, 
wenn der Ehegatte nicht mindestens ein Einkom-
men in Höhe der Geringfügigkeitsgrenze erzielt. Im 
Jahr 2026 beträgt er monatlich 450 Euro. Für die 
Folgejahre wird er an den Mindestlohn gekoppelt. 
Auch die familienbezogene Alimentationssicherung 
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für dritte und weitere Kinder wird in diesem Zu-
sammenhang neu geordnet. Ein zusätzlicher Erhö-
hungsbetrag wird nur gewährt, soweit er zur Ge-
währleistung verfassungsgemäßer Alimentation er-
forderlich ist. Für bestehende Ansprüche enthält 
der Entwurf eine Besitzstandsregelung.

Neben diesen allgemeinen Regelungen kommen 
strukturelle Anpassungen in den Besoldungsgrup-
pen zur Anwendung. Auch für das Jahr 2025 sieht 
der Entwurf eine Lösung vor. Beamte und Richter 
erhalten eine Nachzahlung in Höhe von 3 Prozent 
der im Jahr 2025 gewährten Summe aus Grundge-
halt, Amtszulage und allgemeiner Zulage. Für die 
Jahre 2008 bis 2024 sieht der Entwurf Nachzah-
lungen für Kläger und Widerspruchsführer vor. Vor-
aussetzung dabei ist, dass sie ihren Anspruch auf 
amtsangemessene Alimentation zeitnah im jeweili-
gen Kalenderjahr geltend gemacht haben und dass 
über ihren Anspruch noch nicht abschließend ent-
schieden wurde. Bereits nach § 67e Thüringer Be-
soldungsgesetz geleistete Nachzahlungen werden 
angerechnet. Bei mehreren Berechnungsansätzen 
ist der betragsmäßig höchste Anspruch maßgeb-
lich.

Meine Damen und Herren, der Thüringer Beamten-
bund hat zu diesem Gesetzentwurf bereits eine um-
fangreiche Stellungnahme abgegeben. Die Einwän-
de des tbb nehmen wir zur Kenntnis. Sie betreffen 
insbesondere das Beteiligungsverfahren, die Jah-
ressonderzahlung, die Nachzahlungsregelung, die 
Verordnungsermächtigung, die Berechnungsmetho-
dik beim medialen Äquivalenzeinkommen sowie die 
arbeitszeitrechtlichen Änderungen.

Dabei ist wichtig: Der tbb begrüßt grundsätzlich, 
dass die Tarifeinigung auf Beamte und Versor-
gungsempfänger übertragen wird. Er begrüßt auch, 
dass der Entwurf die neuen Maßstäbe für eine ver-
fassungsgemäße Alimentation aufgreift. Zugleich 
kritisiert er erhebliche Verfahrens- und Regelungs-
fragen. Bei den Berechnungen stellt der tbb nach 
eigener Prüfung fest, dass ab 2026 eine amtsange-
messene Alimentation knapp sichergestellt werde. 
Er fordert aber einen größeren Sicherheitsabstand 
und hält deshalb eine Anhebung der Jahressonder-
zahlung von 4,8 auf 5 Prozent für angezeigt. Auch 
bei der Jahressonderzahlung gibt es einen deutli-
chen Einwand. Der tbb meint, sie gehöre in die 
Grundbesoldung und müsse ruhegehaltsfähig sein. 
Der Entwurf geht hier jedoch einen anderen Weg. 
Er regelt die Sonderzahlung unmittelbar im Gesetz.

Für Versorgungsempfänger enthält der Entwurf ei-
ne eigene Regelung. Bei den Nachzahlungen kriti-
siert der tbb den Kreis der Berechtigten, die Kom-
plexität der Berechnung und die Begrenzung auf 
den höchsten Anspruch. Der Entwurf trifft hier eine 

klare Abgrenzung. Für 2025 wird eine Nachzahlung 
für alle Betroffenen vorgesehen. Für die Jahre 2008 
bis 2024 wird an die zeitnahe Geltendmachung 
und an noch nicht abgeschlossene Verfahren ange-
knüpft. Bereits geleistete Nachzahlungen werden 
berücksichtigt.

Der Entwurf begegnet auch der Kritik an der Ver-
ordnungsermächtigung. Er legt die wesentlichen 
Maßstäbe gesetzlich fest. Wo Verordnungsermäch-
tigungen vorgesehen sind, sollen sie der Umset-
zung bestimmbarer gesetzlicher Vorgaben dienen – 
etwa bei der Jahressonderzahlung, beim staatsan-
waltlichen Eildienst oder bei Berechnungsfragen 
zum Familienzuschlag. Der tbb hält seine Beden-
ken gleichwohl aufrecht.

Meine Damen und Herren, der Blick auf den Ge-
setzentwurf zeigt aber auch: Wir beschränken uns 
nicht auf Besoldungstabellen. Er enthält weitere 
Regelungen zur Funktionsfähigkeit und zur Attrakti-
vität des öffentlichen Dienstes. Ein Beispiel ist der 
staatsanwaltschaftliche Eildienst. Dafür schaffen wir 
die Grundlage für einen finanziellen Ausgleich. Wer 
einen Eildienst nachgewiesen wahrgenommen hat, 
soll dafür auch einen Ausgleichsbetrag erhalten. 
Hinzu kommt die Möglichkeit für freiwilliges Dienst-
fahrradleasing über Entgeltumwandlung.

Auch das Versorgungsrecht wird in diesem Zusam-
menhang angepasst. Ruhestandsbeamte und Rich-
ter, die die Regelaltersgrenze überschritten haben 
und bei einem thüringischen Dienstherrn weiter 
tätig sind, bekommen eine höhere Hinzuverdienst-
grenze. Bis zum 31. Dezember 2030 wird entspre-
chendes Verwendungseinkommen übergangsweise 
nicht auf die Versorgungsbezüge angerechnet. So 
können erfahrene Kräfte freiwillig länger für einen 
thüringischen Dienstherrn tätig bleiben.

Zudem wird das Sterbegeld rechtlich und praktisch 
überarbeitet. Die Regelungen zur Mütterrente III 
werden in die Beamtenversorgung übertragen. Da-
bei enthält der Entwurf Übergangsbestimmungen 
für bereits vorhandene Versorgungsempfänger.

Schließlich enthält der Entwurf arbeitszeitrechtliche 
Anpassungen. Der Arbeitszeitverkürzungstag wird 
aufgehoben. Auch wird die Altersgrenze für den 
Ruhestand auf Antrag von 62 auf 63 Jahre ange-
hoben. Bei der voraussetzungslosen Teilzeit sieht 
der Entwurf eine Anhebung auf grundsätzlich min-
destens 75 Prozent vor. Für bereits ausgeübte be-
willigte Teilzeit enthält der Entwurf Bestandsschutz. 
Noch nicht angetretene bewilligte Teilzeit kann nach 
den gesetzlichen Voraussetzungen auch widerrufen 
werden.

An dieser Stelle schließt die Debatte an, die unser 
Fraktionsvorsitzender bereits im Mai angestoßen 
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hat. Er hat dort deutlich gemacht: Es braucht das 
Berufsbeamtentum gerade im hoheitlichen Bereich. 
Zugleich braucht es einen schlanken und effizien-
ten Staat.

Ich muss hier mal ein bisschen blättern, weil ich 
nicht so viel Zeit habe. Trotzdem soll dieser Ge-
setzentwurf alle Anforderungen erfüllen, die wir 
durch das Bundesverfassungsgericht bekommen 
haben, und sowohl die Tarifanpassungen darstellen 
als auch gleichzeitig nach draußen das Zeichen 
setzen, dass auch das Beamtentum mit der Zeit 
gehen muss. Vielen Dank.

(Beifall CDU, BSW, SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Herzlichen Dank, Frau Jary. Als nächsten Redner 
rufe ich Herrn Bilay von den Linken auf.

Abgeordneter Bilay, Die Linke:
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich bin in zweifacher Hinsicht verwundert. 
Zum Ersten bin ich darüber verwundert, dass die 
Koalition hier für die Regierung einen Gesetzent-
wurf eingebracht hat und ihn nicht mal begründet 
hat.

Zweitens bin ich auch verwundert – es ist ja gar 
nicht so ungewöhnlich, dass die Landesregierung 
über Formulierungshilfen einen Gesetzentwurf ge-
schrieben hat und dann den Koalitionsfraktionen rü-
berreicht. Das haben wir ja früher auch gemacht. 
Aber wir haben das wenigstens noch irgendwie mit 
Zeitverzug begründet und was weiß ich nicht was. 
Die Begründung der Landesregierung war ja, sie 
will einen Nachtragshaushalt vermeiden. Das ist ih-
re offizielle Begründung. Und wenn Sie eben in der 
Fragerunde dargestellt haben, wie prekär aus Ihrer 
Sicht die Finanzsituation des Landes ist, hätten Sie 
doch eine ehrliche Debatte darüber führen müssen: 
Sie haben 2024 von Rot-Rot-Grün eine Rücklage 
von rund 1,2 Milliarden Euro geerbt. Die ist jetzt in 
nicht mal drei Jahren Brombeerlandesregierung auf 
340 Millionen Euro abgeschmolzen. Der Großteil 
ist weg. Das restliche Geld, das noch in der Rück-
lage ist, was Sie von Rot-Rot-Grün geerbt haben, 
verbrauchen Sie jetzt, um mit einem Gesetzentwurf 
Ihrer Koalitionsfraktionen die Beamtenbesoldung zu 
regeln.

(Unruhe CDU, BSW, SPD)

Wir sind der Auffassung – und die Debatte werden 
Sie nicht verhindern können –, dass tatsächlich ein 
Kassensturz dieser Landesregierung notwendig ist. 
Ob mit oder ohne Beamtenbesoldung: Das Verfah-
ren werden wir dann diskutieren. Aber aus unserer 

Sicht will ich eines deutlich sagen: Wir lehnen län-
gere Lebensarbeitszeiten per Gesetz ab.

(Beifall Die Linke) 

Wir lehnen die Reform auf Bundesebene, die der 
Bund gestern angekündigt hat, genauso ab wie 
eine Erhöhung des Pensionseintrittsalter in Thürin-
gen. Wir bleiben als Linke bei dieser Position stand-
haft. Das ist unser Versprechen an die Menschen 
in diesem Land. Wir haben das schon in der letz-
ten Legislaturperiode abgelehnt, als beispielweise 
die CDU-Fraktion mit genau derselben Begründung 
ein höheres Wahlalter für Bürgermeisterinnen und 
Landrätinnen vorgeschlagen hatte: Wenn Sie ein-
mal in die Spirale eintreten, das Renteneintrittsalter 
oder das Pensionseintrittsalter zu erhöhen, zieht es 
von unten alle mit nach oben. Das ist am Ende eine 
Rentenkürzung, das ist eine Pensionskürzung. Das 
war damals falsch, so was zu fordern, das ist auch 
heute falsch. Deswegen lehnen wir das genauso für 
die Beamten ab, wir lehnen das für Tarifangestellte 
ab, wir lehnen das aber auch für Arbeiterinnen und 
Arbeiter in der freien Wirtschaft ab.

(Beifall Die Linke)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Frau Ja-
ry hat es eben gesagt: Es gibt ein Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts. Das kann man zur Kennt-
nis nehmen. Daran sind wir auch gebunden, das 
entsprechend mit umzusetzen. Aber man darf na-
türlich ein Urteil auch politisch bewerten – ohne 
Justizschelte zu betreiben. Das ist ausdrücklich zu-
lässig. Ein Argument des Verfassungsgerichts war 
ja, dass insbesondere die unteren Besoldungsgrup-
pen – die unterste ist die A6 – mit einem Abstand 
zu Bürgergeldbezieherinnen und Bürgergeldbezie-
hern nicht in die Armut fallen dürfen. Erst mal ist es 
ein Eingeständnis dafür, dass Bürgergeld Armut per 
Gesetz ist. Das ist genauso ein Problem. Aber wer 
ein A6-Beamter oder eine A6-Beamtin ist, muss 
eben bessergestellt werden. Und wenn das Bun-
desverfassungsgericht einmal festgestellt hat, dass 
das Armutsgehälter sind, dann gibt es aus unse-
rer Sicht nur eine politische Lösung: Wir müssen 
die A6 abschaffen. Bei der Polizei haben wir es 
gemacht. Die fangen alle höher an.

(Zwischenruf Abg. Czuppon, AfD: Der fal-
sche Weg!)

Ja, dann müssen wir das abschaffen, wenn hier 
nicht mal mehr Beamtinnen und Beamte sicher sein 
können, dass sie aus der Armut herauskommen. 
Und es gibt ja eine Gruppe, die besonders davon 
profitiert: die in der A6, das ist klar, aber aufgrund 
des Abstandsgebots alle oberen Besoldungsgrup-
pen auch. Es sind ja Ihre Staatssekretäre, die Sie 
auf Lebenszeit in einer B9 politisch verbeamtet ha-
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ben – die kriegen das meiste Geld –, und die Präsi-
dentin des Landesrechnungshofs – danach kommt 
nur noch der Chef der Staatskanzlei in der B10, 
aber der ist ja auch immerhin Minister, der zählt da 
also nicht –, die am meisten profitieren. Aus unse-
rer Sicht ist das skandalös und es bleibt dabei: Wer 
als Beamtin oder Beamter in der A6 ist, kann davon 
nicht ordentlich leben. Wir müssen politisch darüber 
reden, diese Stellen entsprechend aufzuwerten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aus un-
serer Sicht ist es auch ein politisches Problem, 
wenn mit dem vorgeschlagenen Gesetzentwurf nur 
diejenigen für die letzten Jahre einen Nachschlag 
erhalten sollen, die bis zum Ende geklagt haben. 
Die Dienstherren haben den Beamtinnen und Be-
amten immer gesagt: Zieht die Klagen zurück. Wir 
klären das für euch. Ihr bekommt all euer Geld, al-
les das, was euch zusteht. Und jetzt wird im Gesetz 
geregelt: Die, die Klagen zurückgezogen oder gar 
nicht erst geklagt haben, kriegen davon nichts. Die 
kriegen in der Zukunft das Geld, aber nicht für die 
Vergangenheit. Aus unserer Sicht ist das ein poli-
tisches Problem, weil die Beamtinnen und Beam-
ten für ihre Dienstherren mit einem gewissen Ver-
trauensvorschuss gehandelt haben, ihre Leistungen 
erbracht haben. Wir müssen ernsthaft in den Aus-
schüssen darüber diskutieren, dass auch die Nach-
zahlungen für alle Beamten in diesem Land ins Ge-
setz hineingeschrieben werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir müs-
sen natürlich auch über unterschiedliche Systeme 
im öffentlichen Dienst reden. Ich komme selbst aus 
der Verwaltung. Ich hatte teilweise Leute, die im 
selben Büro saßen. Die haben dieselbe Arbeit ge-
macht. Die haben sich im Urlaub und bei Krank-
heit gegenseitig vertreten. Die eine Kollegin war 
verbeamtet, der Kollege war Tarifangestellter. Es 
gibt überhaupt keine sachliche Begründung, warum 
das öffentliche Dienstrecht in ganz vielen Fällen 
so weit auseinanderklafft. Auch der Gesetzentwurf, 
der sehr dick ist – Sie brauchen ja umfangreiche 
Begründungen für die Alimentation der Beamtinnen 
und Beamten, was im Einzelfall gar nicht mehr 
nachvollzogen werden kann und auch wenig akzep-
tiert werden kann –, lässt doch die Frage offen, ob 
dieses Weiter-auseinander-Diffundieren im öffentli-
chen Dienst noch zeitgemäß ist oder nicht. Das 
ist im Übrigen auch ein demokratisches Problem. 
Frau Jary hat darauf hingewiesen. Wir vollziehen 
ja nur das nach, was die Tarifparteien für die Tarif-
angestellten schon erkämpft haben. Es waren die 
Gewerkschaften, die das erkämpft haben. Es ist 
doch ein Unding, dass dann immer ein halbes Jahr 
später der Landtag hergeht und sagt: Na ja, wenn 
die Tarifangestellten eine Gehaltserhöhung kriegen, 
müssen wir das für die Beamtinnen und Beamten 

auch machen. Ja, aber da müssen wir doch eher 
die Frage stellen, ob wir dieses Auseinanderfallen 
im öffentlichen Dienst weiterhin so aufrechterhalten 
können. Das ist aus meiner Sicht höchst undemo-
kratisch, dass Beamtinnen und Beamte für höhere 
Besoldung nicht auch streiken dürfen.

(Beifall Die Linke)

Von daher müssen wir auch darüber diskutieren, 
inwieweit unterschiedliche Systeme im öffentlichen 
Dienst noch zeitgemäß sind. Ich bedanke mich für 
die Aufmerksamkeit und ich freue mich, dass wir 
die vielen Fragen – ich konnte nicht alle anspre-
chen – dann im Ausschuss detailliert diskutieren 
können.

(Beifall Die Linke)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Herzlichen Dank, Herr Bilay. Als nächsten Redner 
habe ich Herrn Kästner auf der Liste.

Abgeordneter Kästner, BSW:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, 
mit dem heute eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Anpassung der Besoldung und Versorgung in den 
Jahren 2026 bis 2028 sowie zur Änderung besol-
dungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften be-
raten wir ein Gesetz, das weit über die übliche Be-
soldungsanpassung hinausgeht. Einerseits regelt 
es die Einkommensentwicklung der Beamtinnen 
und Beamten, Richterinnen und Richter sowie der 
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsemp-
fänger für die kommenden Jahre. Andererseits – 
und das ist sein eigentlicher Kern – dient es der 
Umsetzung der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur amtsangemessenen Alimentati-
on. Das ist schon sehr oft gesagt worden.

Das Bundesverfassungsgericht hat aber nun mal 
in seiner Entscheidung am 17. September 2025 
als unser oberstes Verfassungsgericht eine verfas-
sungsgemäße Beamtenbesoldung erneut konkreti-
siert und erheblich fortentwickelt. Daraus ergibt 
sich für uns als Gesetzgeber eine klare Verpflich-
tung. Wir können diese Rechtsprechung natürlich 
politisch unterschiedlich werten, was Sie auch an-
gesprochen haben, Herr Bilay, und daraus irgend-
welche Schlussforderungen ziehen. Wir können die 
finanziellen Auswirkungen diskutieren in die eine – 
noch teurer – oder in die andere Richtung und über 
einzelne Maßstäbe streiten. Aber was wir nicht kön-
nen, ist: Wir können in der Rechtsordnung und in 
dem Verfassungsstaat, in dem wir leben, nicht die 
Rechtsprechung des obersten Verfassungsgerichts 
ignorieren, ohne die gesamtstaatliche Ordnung da-
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mit zu gefährden, unabhängig davon, was man vom 
Ergebnis hält. Die amtsangemessene Alimentation 
gehört nun mal zu den hergebrachten Grundsätzen 
des Berufsbeamtentums. Nach Artikel 33 Abs. 5 
des Grundgesetzes stellt das Bundesverfassungs-
gericht fest, dass gesetzliche Regelungen diesen 
Anforderungen nicht genügen. Es ist unsere Aufga-
be, diese Defizite zu beseitigen. Genau das macht 
dieses Gesetz so, wie sie es uns in Karlsruhe vor-
geschrieben haben, und nicht, ob wir da mit viel 
Liebe dabei sind, wir erfüllen die gesetzliche Pflicht. 
Dieser Verantwortung kommen wir damit nach.

Meine Damen und Herren, die Landesregierung 
hat sich bereits vor diesen jüngsten Entscheidun-
gen des Bundesverfassungsgerichts intensiv mit 
der Frage der verfassungsgemäßen Besoldung be-
schäftigt. Auf der Grundlage der damaligen Recht-
sprechung war schon mal ein Gesetzentwurf mit 
anderem Inhalt vorbereitet worden. Aber mit der 
neuen Entscheidung vom 17. September 2025 
haben sich die Maßstäbe noch mal grundlegend 
geändert, sodass der vorbereitete Entwurf aufge-
geben werden musste – die viele Arbeit, die in 
den Berechnungsgrundlagen steckte – und die Be-
soldungssystematik komplett neu gedacht werden 
musste. Das zeigt: Die heute vorgelegte Regelung 
ist nicht das Ergebnis einer beliebigen politischen 
Schwerpunktsetzung, wie wir sie uns vielleicht ge-
wünscht hätten, sondern Konsequenz einer verän-
derten verfassungsrechtlichen Lage.

Der Gesetzentwurf enthält deshalb mehrere zen-
trale Maßnahmen; das ist auch schon ausgeführt 
worden. Am 1. April 2026 wurden die Bezüge um 
2,8 Prozent erhöht, am 1. März 2027 folgen weitere 
2 Prozent, ab 8. Januar 2028 ein weiteres Prozent. 
Diese Anpassungen erfassen die aktiven Beamtin-
nen und Beamten sowie Richterinnen und Richter 
ebenso wie die Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger.

Besonders hervorzuheben ist die Einführung ei-
ner Jahressonderzahlung. Mit dem neuen § 48a 
des Thüringer Besoldungsgesetzes wird erstmals 
wieder eine allgemeine Jahressonderzahlung für 
Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und 
Richter geschaffen. Sie beträgt künftig 4,8 Prozent 
der im Kalenderjahr gewährten Summe aus Grund-
gehalt, Amtszulage und allgemeiner Zulage. Auch 
diese Regelung dient ausdrücklich wie vorgegeben 
der Sicherstellung der sogenannten verfassungsge-
mäßen Alimentation und wird zukünftig Bestandteil 
der Berechnung der Mindestbesoldung sein.

Ein weiterer besonders wesentlicher Bestandteil 
des Gesetzentwurfs ist die Neuregelung der Min-
destbesoldung. Mit dem neuen § 14 Abs. 2 
Thüringer Besoldungsgesetz wird erstmals ein ge-

setzlicher Mechanismus geschaffen, der die ver-
fassungsrechtlich erforderlichen Mindestalimenta-
tionen gewährleisten soll. Diese Berechnung orien-
tiert sich maßgeblich an den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts. Dafür ist künftig die Besol-
dung eines verheirateten Beamten der Besoldungs-
gruppe A6 mit zwei Kindern Voraussetzung. Be-
rücksichtigt werden dort unter anderem das Grund-
gehalt, die Familienzuschläge, der alimentative Er-
gänzungszuschlag, die Jahressonderzahlung, steu-
erliche Belastungen, Krankenversicherungskosten 
und Kindergeld. Daraus ermittelt sich eine soge-
nannte Nettoalimentation und diese muss zumin-
dest 80 Prozent des Median-Äquivalenzeinkom-
mens einer vierköpfigen Familie erreichen. Damit 
wird die sogenannte Prekariatsschwelle oder Ar-
mutsschwelle gesetzlich verankert.

Man kann natürlich – das habe ich schon mehrfach 
gesagt – über diese Herleitung der Berechnung 
streiten. Man kann auch diskutieren, ob der Gesetz-
geber dauerhaft an statistische Größen wie das 
Median-Äquivalenzeinkommen gebunden sein soll-
te. Aber auch hier gilt: Diese Systematik ist keine 
freie politische Erfindung, sie erfolgt aufgrund der 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts. Eben-
so dient die Neuregelung des alimentativen Er-
gänzungszuschlags der Umsetzung der Rechtspre-
chung. Künftig erhalten danach verheiratete Be-
amtinnen und Beamte einen Ergänzungszuschlag, 
wenn das Einkommen des Ehegatten die Geringfü-
gigkeitsgrenze nicht erreicht. Dieser Zuschlag wird 
für 2026 auf monatlich 450 Euro festgesetzt und 
künftig an die Entwicklung des gesetzlichen Min-
destlohns gekoppelt.

Von besonderer Bedeutung sind schließlich noch 
die Nachzahlungen, die auch schon angesprochen 
wurden. Nach § 64 des Thüringer Besoldungsge-
setzes werden die Konsequenzen aus der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts für die 
zurückliegenden Jahre gezogen. Danach erhalten 
diejenigen, die Widerspruch und Klage zeitnah ein-
gereicht haben, für die Jahre 2008 bis 2024 ent-
sprechende Nachzahlungen, die anderen, wie ge-
sagt, nicht. Der finanzielle Background dürfte er-
kennbar sein, auch wenn das teilweise anders ge-
handhabt worden ist. Wir können nichts zweimal 
ausgeben. Darüber hinaus werden dann ab 2025 
pauschale Nachzahlungen für alle vorgesehen. Da-
mit setzt der Gesetzentwurf die verfassungsrecht-
lichen Anforderungen auch rückwirkend um und 
schafft Rechtssicherheit.

Aber es genügt natürlich nicht, auch wenn dieses 
Gesetz in erster Linie dafür da ist, Entscheidun-
gen des Bundesverfassungsgerichts umzusetzen. 
Wir müssen zusätzlich auch die grundsätzliche Fra-
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ge stellen, wie sich das Berufsbeamtentum in den 
kommenden Jahrzehnten weiterentwickeln soll. Die 
demografische Entwicklung, die gesamtstaatliche 
Entwicklung und auch die Frage der viel diskutier-
ten sozialen Gerechtigkeit zwingen uns dazu. Ich 
denke mal, da sind sich die meisten hier einig. 
Die Zahl der Versorgungsempfänger steigt kontinu-
ierlich an, während die Zahl der Beitrags- und Steu-
erzahler relativ abnimmt. Die öffentlichen Haushal-
te stehen sichtlich unter Druck, Zahlen sind allen 
bekannt. Deshalb müssen wir auch endlich eine 
ehrliche Diskussion darüber führen, welche Aufga-
ben künftig durch Beamte wahrgenommen werden 
müssen und in welchen Bereichen andere Beschäf-
tigungsformen denkbar sind. Das heißt, wir müssen 
es auf den Kern des eigentlichen Berufsbeamten-
tums ausrichten, so wie es ursprünglich auch mal 
angelegt war, als das hergebrachte Beamtentum, 
was heute immer dargelegt wird, begründet worden 
ist. Aber das ist auch schon ein paar Hundert Jahre 
her.

(Zwischenruf Abg. Bilay, Die Linke: Da hatten 
wir noch einen Kaiser!)

Wir müssen auch diskutieren, wie Besoldungssys-
teme künftig ausgestaltet werden müssen. Wir 
müssen über die Altersvorsorge diskutieren. Wir 
müssen über das Ruhestandseintrittsalter weiterre-
den. Das können wir hier in der Anhörung noch 
machen.

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Herr Kästner, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Abgeordneter Kästner, BSW:
Die Höhe der Versorgungsbezüge, die Krankenver-
sicherung und vieles mehr – das ohne Neid, aber 
auch ohne Ideologie, sachlich, um da auf neue 
Ebenen zu kommen –, die diesbezügliche Diskussi-
on geht schon durch die gesamte Gesellschaft.

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Herr Kästner, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Abgeordneter Kästner, BSW:
Wenn wir das richtig und gerecht machen wollen, 
dann sollte das in einer nächsten Beratung über ein 
weiteres Gesetz erfolgen.

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Kommen Sie zum Ende.

Abgeordneter Kästner, BSW:
Danke.

(Beifall BSW)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Gut. Ich habe als nächsten Redner Herrn Mühl-
mann von der AfD.

Abgeordneter Mühlmann, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, es ist schon viel 
gesagt worden, aber nicht alles davon teile ich. 
Ich habe die öffentliche Debatte und die Stellung-
nahmen aus den einzelnen Gewerkschaften inter-
essiert verfolgt. Je mehr Zeit seit dem ersten ent-
setzten Aufschrei ins Land gegangen ist, je mehr 
der heutige Gesetzentwurf ans Tageslicht gekom-
men ist, desto differenzierter wurde diskutiert – zu-
mindest hatte ich den Eindruck. Aber trotzdem kann 
ich mich dessen nicht erwehren und muss sagen: 
Was die Landesregierung hier vorgelegt hat, das 
geht nach meiner Überzeugung so nicht.

Ich kann es haushälterisch durchaus verstehen, 
dass Sie versuchen, die hohen Kosten zu kompen-
sieren. Persönlich empfinde ich es aber mindestens 
als schwierig. Sie versuchen nämlich damit, das 
jahrelange verfassungswidrige Besolden der Beam-
ten auf dem Rücken derer auszutragen, denen Sie 
bei der Ernennung eine verfassungsgemäße Besol-
dung versprochen haben. Ich will mal versuchen, 
zumindest im Ansatz diese aus meiner Sicht re-
levante Denkweise darzulegen, Ihnen nahezubrin-
gen. Ihr Entwurf bestätigt schon allein durch seine 
Existenz, dass der Freistaat seine Beamten seit 
2008 verfassungswidrig zu niedrig besoldet hat,

(Beifall AfD)

und zwar – das ist das Wichtige – alle. Egal ob 
geklagt wurde, ob Widerspruch eingelegt wurde, ob 
der ruhend gestellt wurde, ob der beschieden wur-
de oder nichts von alledem: alle – seit 2008. Neben 
der Zeitangabe – ich sagte das gerade: 18 Jahre – 
ist hier vor allem ein Wörtchen für mich besonders 
wichtig, und das Wörtchen ist „verfassungswidrig“. 
Dieses Wort hat man früher eher selten gehört. 
Es ist aber heute in aller Munde, und zwar unter 
anderem deshalb, weil die regierungstragenden Alt-
parteien – inklusive der Linkspartei wohlgemerkt – 
dieses Wort regelmäßig für den undemokratischen 
Kampf gegen die künftige Mehrheitspartei hier im 
Land verwenden.

(Beifall AfD)
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Im Falle der Besoldung von Beamten jedoch hat 
ausgerechnet das Bundesverfassungsgericht – und 
der eine oder andere hier im Raum weiß, was die 
dort noch so entscheiden könnten – wohlgemerkt 
für Berlin festgestellt – ich zitiere –: „Als Gesamt-
ergebnis ist festzuhalten, dass rund 95 Prozent 
der zu prüfenden Besoldungsgruppen in den Jah-
ren 2008 bis 2020 mit dem Alimentationsprinzip aus 
Art. 33 Abs. 5 GG unvereinbar und damit verfas-
sungswidrig sind.“ Sie haben also hier eine gericht-
lich festgestellte Verfassungswidrigkeit, gegen die 
Sie als Landesregierung tatsächlich effektiv vorge-
hen sollten.

Beim Kehren im eigenen Hof ist das eine echte Ver-
fassungswidrigkeit und keine ausgedachte zum un-
demokratischen Kampf gegen irgendeine Oppositi-
on. Und was machen Sie mit dieser Verfassungs-
widrigkeit? Sie legen diesen Gesetzentwurf vor. 
Ernsthaft? Soll es das sein? Ich habe in den letzten 
sechs Jahren noch nie so viele entsetzte Rückmel-
dungen aus dem Beamtenbereich erhalten wie in 
der Zeit, seitdem Sie diese Zumutung vorgelegt ha-
ben.

(Beifall AfD)

Noch mal langsam zum Mitmeißeln: Sie haben ge-
richtlich bestätigt den Befund erhalten, dass die 
klagenden Beamten seit 2008 verfassungswidrig 
besoldet wurden. Daraus ergibt sich denklogisch, 
dass Sie alle 33.000 Beamten 18 Jahre lang verfas-
sungswidrig besoldet haben. Das wollen Sie nun 
damit abgelten, dass Sie dem größten Teil dieser 
Leute sagen: Geh weg und geh uns nicht damit auf 
den Zeiger, dass du hättest Geld bekommen müs-
sen. So geht also ausgerechnet die Thüringer Lan-
desregierung mit gerichtlich festgestellter Verfas-
sungswidrigkeit eines Gesetzes um – eine Regie-
rung, in der „verfassungswidrig“ wohlgemerkt das 
Lieblingswort des laut Wagenknecht verhaltensauf-
fälligen Innenministers ist.

(Beifall AfD)

Okay, ich finde das durchaus interessant, wobei 
das noch nicht mal der eigentliche Skandal ist. Der 
eigentliche Skandal ist, dass Sie mit dem Gesetz-
entwurf ausgerechnet diejenigen bestrafen, die ih-
rem Dienstherrn über viele Jahre vertraut haben 
und genau deswegen nicht geklagt haben. Diejeni-
gen, die dem Fürsorgeprinzip aus den hergebrach-
ten Grundsätzen des Berufsbeamtentums vertraut 
haben, bestrafen Sie. Es ist schlimm genug, dass 
ich das hier erst tun muss, aber ich tue es trotzdem 
gern und fordere Sie auf: Zahlen Sie allen nach! 
Verfassungswidrig war das.

(Beifall AfD)

Und wenn schon das nicht, dann wenigstens so, 
dass ausnahmslos alle eingelegten Widersprüche 
so behandelt werden, wie ein Dienstherr mit Fürsor-
gepflicht diese auch behandeln sollte, nämlich als 
gewahrt, auch wenn die Leute aus welchen Grün-
den auch immer nicht geklagt haben.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Danke, Herr Mühlmann. Als nächste Rednerin habe 
ich Frau Merz von der SPD auf der Rednerliste.

Abgeordnete Merz, SPD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen Abgeordnete, sehr geehrte 
Zuschauerinnen und Zuschauer, jetzt bin ich fast 
die Letzte an der Reihe und ich glaube, Sie können 
wahrscheinlich schon mitschreiben oder haben viel-
leicht mitgeschrieben. Vielleicht können Sie schon 
ein paar Punkte auswendig. Deswegen versuche 
ich, es ein bisschen einzukürzen, was auch ich 
mir zu diesem umfangreichen Gesetzentwurf notiert 
habe, denn es geht genau um diese zwei sehr 
wichtigen Bausteine: die Umsetzung der Anpassun-
gen zum öffentlichen Dienst, die tariflichen Entwick-
lungen auf die Beamten umzulegen, und die ver-
fassungsrechtliche Alimentation nach dem Bundes-
verfassungsgerichtsurteil umzusetzen. Das ist ein 
großer Brocken.

Ich will es eingangs sagen, weil es ein sehr um-
fangreiches und dickes Gesetz ist: Ich finde es 
überhaupt nicht misslich, dass die Landesregierung 
so etwas vorgelegt hat und wir als Koalitionsfraktio-
nen das auf relativ schnellem Weg machen – wir 
sind eines der ersten Bundesländer, das so einen 
Gesetzentwurf vorlegt hat. So geht das einfach ein 
bisschen schneller.

Es ist völlig unangebracht, Herr Mühlmann, dass 
Sie sich hier über das Bundesverfassungsgerichts-
urteil echauffieren. Es ist leider so, dass alle Bun-
desländer über diese enorme Kehrtwende über-
rascht waren, die mit diesem Urteil einherging. Thü-
ringen ist da keine Ausnahme. Im Gegenteil, ande-
re Länder trifft es noch viel mehr und finanziell auch 
härter.

Ich will ganz kurz sagen, auch gar nicht noch mal 
die Zahlen nennen, wir setzen die Tarifverhandlun-
gen für den öffentlichen Dienst um. Es geht um 
die Jahre 2026, 2027 und 2028 und zum ande-
ren um die Sicherstellung einer verfassungsgemä-
ßen Alimentation. Dazu gehört zum Beispiel auch 
die Wiedereinführung einer Jahressonderzahlung 
oder die Erhöhung des alimentativen Ergänzungs-
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zuschlags, um nur zwei Punkte zu nennen. Es ist 
eben kein politisches Wunschprogramm, sondern 
verfassungsrechtlicher Auftrag. Aber – und das ge-
hört auch zur Wahrheit dazu und zu den Folgen der 
Urteile – für die Länderhaushalte oder für unseren 
Länderhaushalt ist diese Umsetzung eine enorme 
Herausforderung. Das wollen wir nicht bestreiten. 
Dieses Paket kostet alleine 451 Millionen Euro.

In ganz Thüringen übernehmen Beamtinnen und 
Beamte tagtäglich Verantwortung für unser Ge-
meinwesen. Sie sorgen für Sicherheit, Bildung, 
Recht und Verwaltung. Und sie dürfen natürlich er-
warten, dass der Staat seiner Verantwortung ihnen 
gegenüber ebenso gerecht wird.

Mit der Vorlage dieses Entwurfs hat die Landesre-
gierung einen wichtigen Schritt unternommen, um 
die tariflichen Entwicklungen und die verfassungs-
rechtlichen Anforderungen über uns Parlamentarier 
zeitnah in dieses Landesrecht umzusetzen. Wäh-
rend viele andere Bundesländer noch über konkre-
te Umsetzungen der Tarifeinigung oder des Urteils 
beraten, liegt also jetzt ein Gesetzentwurf vor, den 
wir ab jetzt dann hoffentlich im Haushaltsausschuss 
beraten können. Das ist gut so und verdient auch 
ein wenig Anerkennung, denn gerade im Wettbe-
werb um die besten Köpfe steht der öffentliche 
Dienst zunehmend unter Druck. Die demografische 
Entwicklung, der Fachkräftemangel und die Konkur-
renz auch in der Privatwirtschaft stellen Bund, Län-
der und auch unsere Kommunen vor große Heraus-
forderungen. Gerade deshalb muss sich der öffent-
liche Dienst mit seinen mehr als 30.000 Beamtin-
nen und Beamten in Thüringen auf seinen Arbeitge-
ber verlassen können. Und wer Verantwortung für 
die öffentliche Sicherheit übernimmt, wer Kinder un-
terrichtet, Recht spricht, Steuern erhebt oder staat-
liche Leistungen gewährleistet, muss sich darauf 
verlassen können, dass seine Arbeit angemessen 
anerkannt und vergütet wird – und das nun zukünf-
tig nach neuen Urteilen des Bundesverfassungsge-
richts.

So richtig und notwendig die Anpassungen bei 
Besoldung und Versorgung sind, so klar ist zu-
gleich, dass Besoldungspolitik immer einen Aus-
gleich schaffen muss zwischen den berechtigten 
Erwartungen der Beschäftigten, den Anforderungen 
der Verfassung, aber auch, ja, den finanziellen 
Möglichkeiten des Landeshaushalts. Diesen Aus-
gleich sucht und findet das vorliegende Gesetz. 
In diesem Zusammenhang halten wir es auch für 
sinnvoll, die notwendige Anpassung der Besoldung 
auch mit einer grundsätzlichen Neubetrachtung be-
stehender dienstrechtlicher Regelungen zu verbin-
den. Dazu zählen insbesondere Fragen der Arbeits-
zeit, zusätzlicher freier Tage sowie des Pensions-

eintritts im Vergleich zu anderen Bundesländern 
oder dem Bund. Hier schaffen wir einen Ausgleich 
mit diesem Vorschlag und – ganz deutlich noch mal 
gesagt – keine Schlechterstellung gegenüber an-
deren Ländern, sondern eher einen Angleich. Nie-
mand will berechtigte Ansprüche von Beamtinnen 
und Beamten infrage stellen. Dennoch sollten wir 
gemeinsam im Haushaltsausschuss darüber spre-
chen, wie wir die bestehenden Regelungen lang-
fristig sinnvoll weiterentwickeln können. Das Ziel 
sollte dabei sein, moderate, moderne, transparente 
und bundesweit möglichst einheitliche Rahmenbe-
dingungen zu schaffen, die sowohl den Anforderun-
gen eines leistungsfähigen öffentlichen Dienstes, 
der Demografie als auch den Erwartungen an eine 
nachhaltige Haushaltsführung gerecht werden. Da-
für braucht es engagierte Beamtinnen und Beamte 
ebenso wie verlässliche und tragfähige Rahmenbe-
dingungen für ihren Dienst. Beides gehört untrenn-
bar zusammen. In diesem Sinne freue ich mich 
auf die Beratung im zuständigen Ausschuss und 
werbe dafür, den Gesetzentwurf dort eingehend zu 
beraten und konstruktiv weiterzuentwickeln. Vielen 
Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Danke schön, Frau Merz. Gibt es weitere Wortmel-
dungen? Frau Ministerin? Dann bitte schön.

Wolf, Finanzministerin:
Sehr geehrte Präsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, liebe Gäste auf der Besuchertri-
büne! Wenn ich es richtig sehe, können wir die 
Schülerinnen und Schüler des Reuthenemiums – 
ach, so ähnlich – aus Gera begrüßen. Ich freue 
mich sehr.

(Zwischenruf aus dem Hause: Rutheneum!)

Danke. Ich bedanke mich bei allen Ortskundigen 
für die Hilfe. Und es gibt das Gerücht, dass der 
engagierte Lehrer Herr Erbe dabei ist. Auch Ihnen 
ein ganz herzliches Willkommen! Ich freue mich 
sehr, dass Sie hier sind und einer eigentlich span-
nenden Debatte lauschen können. Die klingt auf 
den ersten Blick ein bisschen kompliziert. Die Be-
amtenalimentation wirkt sperrig, ist sie nicht. Am 
Ende geht es darum: Wenn ihr Lust habt, irgend-
wann in eurem Leben mal in den Polizeidienst, ins 
Finanzamt oder in die Lehrerzimmer einzurücken, 
habt ihr die Chance, verbeamtet zu werden. Ihr 
wollt dabei ein ordentliches Geld verdienen. Und 
darüber diskutieren wir heute, weil ihr im Beamten-
status das Recht habt, sozusagen unter besonde-
rem staatlichen Schutz unterwegs zu sein, weil ihr 
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einen besonderen staatlichen Auftrag und eine be-
sondere Loyalität zu erfüllen habt. Das ist im Prin-
zip der Hintergrund des heutigen Gesetzes. Für 
diese besondere Loyalität ist der Staat verantwort-
lich, in einem immer wieder rechtlich ausdiskutier-
ten Rahmen dann auch für euch, für Sie, für die 
Beamtinnen und Beamten zu sorgen.

Worüber reden wir heute? Ich möchte nur auf die 
wichtigsten Punkte der Rechtsprechung eingehen. 
Wir reden im Großen und Ganzen über die Be-
soldungs- und Versorgungsbezüge aller Thüringer 
Landes- und Kommunalbeamten sowie der Thürin-
ger Richter. Diese sind per Gesetz regelmäßig an-
zupassen. Grundlage hierfür: die Maßstäbe des Ar-
tikels 33 des Grundgesetzes. Diesen Vorgaben wird 
der vorliegende Gesetzentwurf, den wir heute hier 
beraten, in dem Maße gerecht. Zum einen wird 
mit diesem Gesetzentwurf das Ergebnis der Tarif-
einigung zeitgleich und systemgerecht auf die Be-
soldung der Beamtinnen und Beamten übertragen 
– Vorrednerinnen und Vorredner sind schon dar-
auf eingegangen. Zum anderen – und das ist der 
Punkt, über den wir intensiv diskutieren – setzt der 
Gesetzentwurf die neuen Vorgaben des Bundesver-
fassungsgerichts zur sogenannten verfassungsmä-
ßigen Alimentation – und jetzt kommt der Knack-
punkt – für Vergangenheit und Zukunft in der Thü-
ringer Besoldung um.

Als das Verfassungsgericht im September des letz-
ten Jahres dieses Urteil fasste, gab es zumindest 
im öffentlichen Dienst ein Beben. Das Urteil war ex-
trem überraschend. Ich kenne niemanden, der ge-
sagt hat: Mit diesem Ausgang habe ich gerechnet, 
in meiner Glaskugel habe ich Ähnliches gesehen. 
Wenn es jemanden gibt, dann bin ich gern bereit, 
diese Feststellung zu revidieren.

Was bedeutet das? Wir haben trotz immenser 
haushälterischer Auswirkungen dieses Urteil auch 
für Thüringen umzusetzen. Erwartet wurde eigent-
lich, dass das Gericht seine bisherige Rechtspre-
chung konkretisiert und im Besonderen – das ist 
eben schon ausgeführt worden – zum Grundsiche-
rungsniveau und zum Abstandsgebot zum Grund-
sicherungsniveau konkretisiert. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat alle überrascht und hat sich von 
seiner bisherigen Rechtsprechung grundlegend ab-
gekehrt – und das an zwei Punkten, nicht nur an 
einem. So erachtet das Bundesverfassungsgericht 
– was für uns dann auch bindend ist, wir sind nicht 
in der Lage, entscheiden zu können, wollen wir das 
oder wollen wir es nicht, sondern es ist für uns bin-
dend – nicht mehr das Grundsicherungsniveau als 
Grundlage für die Berechnung, also als Maßstab 
für die Mindestbesoldung, sondern das sogenannte 
Median-Äquivalenzeinkommen. Etwas vereinfacht 

und nicht ganz fachlich korrekt gesagt: das Durch-
schnittseinkommen der Bevölkerung. Weil man da-
von ausgeht, dass man eine gewisse Prekariats-
schwelle erreicht hat und dementsprechend ein Ar-
mutsrisiko für den Beamten entstehen würde, wenn 
man deutlich unter dem Durchschnitt liegt. Das 
heißt, der Abstand wurde nicht mehr wie bisher 
ausgerechnet, indem man davon ausgegangen ist, 
wie viel verdient der Musterbeamte in einer Besol-
dungsgruppe A6 – das ist die, in die man einsteigt, 
das sind die untersten Besoldungsgruppen – mit ei-
ner Stufe 3, also mit einer gewissen Erfahrung, und 
zwei Kindern, sondern man geht jetzt davon aus, 
dass es hier nicht mehr einen Abstand zur Grund-
sicherung geben muss, sondern eine Mindestbesol-
dung nach dem Durchschnittseinkommen der Be-
völkerung erreicht sein muss.

Ferner hat das Gericht die Vorgaben für die Einhal-
tung des sogenannten Abstandsgebots zwischen 
den Besoldungsgruppen verschärft. Bisher hat sich 
der Gesetzgeber immer gesagt: Die unteren müs-
sen selbstverständlich so bezahlt werden, dass sie 
davon leben können. Aber wenn man in sehr hohen 
Besoldungsgruppen unterwegs ist, kann man das 
möglicherweise in dem Anstieg ein kleines biss-
chen abschwächen. Das Verfassungsgericht hat 
jetzt sehr klar und absolut eindeutig geurteilt – das 
ist das, was eben auch schon genannt wurde –, 
dass dieses Abschwächen eines Anstiegs nicht 
rechtmäßig ist. Der Anstieg muss linear erfolgen, 
das sogenannte Abstandsgebot muss eingehalten 
werden.

Der nächste Punkt, der eine absolute Überra-
schung war und so bisher zumindest aus meiner 
Sicht in der Rechtsprechung noch nicht erfolgt war, 
ist, dass die Rechtsprechung nicht nur auf alle 
neuen Fälle angewendet werden sollte, sondern 
auch eine starke rückwirkende Komponente hat 
und rückwirkende Geltung entfaltet. Das ist insoweit 
aus Thüringer Sicht nicht nur überraschend, son-
dern macht es auch kompliziert. Damit habe ich im 
Besonderen auch die Vorgängerregierung im Blick, 
weil ich weiß, dass die Landesregierung immer 
mit einer hohen Sorgfalt im Bereich der Beamtena-
limentation unterwegs war, dass immer mit hoher 
Sorgfalt nicht nur versucht wurde, sondern dass im-
mer das Ziel war, absolut rechtssicher und mit einer 
großen Sorgfalt für genau diese Rechtssicherheit 
der verfassungsgemäßen Alimentation der Beam-
tinnen und Beamten in Thüringen zu sorgen. Wenn 
man aber jetzt die Spielregeln grundsätzlich ändert 
und dann sagt: „Im Übrigen ändern wir die Spielre-
geln sehr weit zurückwirkend für all jene, die Wider-
spruch eingelegt haben und in Thüringen geklagt 
haben“, führt das natürlich in einer Weise durchaus 
auch zu Ungerechtigkeiten. Herr Bilay hat zu Recht 
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ausgeführt: Das betrifft genau die Beamtinnen und 
Beamten, die darauf vertraut haben, dass die Ali-
mentation in Thüringen rechtlich sauber war. Es ist 
ja in den letzten Jahren in vielen Fällen angepasst 
worden. Das letzte Mal ist mit den Beschlüssen aus 
dem Jahr 2020 wirklich intensiv, gerade auch im 
Bereich des Kinder- und Familienzuschlags, eine 
hohe Anpassung erfolgt. Dementsprechend entste-
hen natürlich jetzt Ungerechtigkeiten, die wir leider 
tatsächlich nicht in eine völlige Gerechtigkeit über-
führt kriegen würden.

Was würde passieren, wenn wir dem Vorschlag fol-
gen und sagen würden, alle kriegen rückwirkend 
diese komplette Neuberechnung? Dann wären das 
zusätzlich noch mal – da rede ich nicht nur über 
die 200 Millionen Euro, die wir jetzt im Jahr Pi 
mal Daumen an Mehrbelastung haben, sondern wir 
wären zusätzlich noch mal bei ca. 400 Millionen 
Euro mehr. Das zusammenzukriegen, wie das im 
Landeshaushalt darzustellen wäre, gelingt mir per-
sönlich in der Fantasie nicht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, soweit 
das Gesetzgebungsvorhaben jetzt auch zum An-
lass genommen wird, einzelne dienstrechtliche Re-
gelungen in die heutige Zeit zu stellen, wird dies 
durch den vorgenannten Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichts verstärkt. Was will ich damit 
sagen? Wir werden einzelne dienstrechtliche, aus 
heutiger Sicht durchaus Privilegien anpassen, weil 
nämlich das Verfassungsgericht sehr klar geurteilt 
hat: Die Privilegien, die einem Beamten entstehen, 
muss er sozusagen auf der anderen Seite der 
Medaille unter Einsatz der ganzen Persönlichkeit 
grundsätzlich auf Lebenszeit mit seiner vollen Ar-
beitskraft, die er zur Verfügung stellen muss, nach 
Kräften erfüllen. Vor diesem Hintergrund und vor al-
lem auch, um dem Fachkräftemangel zu begegnen, 
sind diese Maßnahmen aus Sicht der Landesregie-
rung erforderlich.

Ich habe es genannt: Die Kosten für den Gesetz-
entwurf belaufen sich für die Jahre 2026 und 2027 
insgesamt auf 415 Millionen Euro. Ich habe aber 
auch genauso eben schon deutlich gemacht: Das 
ist eine Größenordnung, die nicht verhandelbar ist, 
sondern rein der Umsetzung der verfassungsmäßi-
gen Alimentation entspricht. Diese Kosten können 
aus den Rücklagen des Freistaats abgebildet wer-
den. Der zügigste Weg ist, diesen Gesetzentwurf 
mit den entstehenden Mehrausgaben über das Par-
lament einzubringen. Die Formulierungshilfe steht 
zur Verfügung und damit kann – ja, das ist ein kla-
res Bekenntnis zu diesem Verfahren – ein zeitauf-
wendiges Nachtragshaushaltsverfahren vermieden 
werden. Wären wir den Weg eines Nachtragshaus-
halts gegangen – ich habe es gesagt, es ist nicht 

notwendig –, dann wären an der Stelle auch die Be-
amten die Gekniffenen, weil das Verfahren deutlich 
länger dauert und es deutlich länger dauern würde, 
ehe es zur Auszahlung und zur Nachzahlung kom-
men würde. Mit unserem Gesetzentwurf gehen wir 
davon aus, dass im September- oder im Oktober-
Plenum eine Verabschiedung erfolgen kann. Das 
bedeutet in der Übersetzung, dass Nachzahlungen, 
Auszahlungen der Bezüge für Beamte, Richter und 
Versorgungsempfänger noch mit den Novemberbe-
zügen vorgenommen werden können und dass die 
Jahressonderzahlung zum im Gesetz vorgesehe-
nen Zeitpunkt mit den Dezemberbezügen erfolgen 
kann.

Und wenn Sie jetzt fragen: Ist denn das so schnell 
zu machen? Ja, das ist so schnell zu machen. 
Wir haben jetzt schon reagiert und die Bezügestel-
le aufgefordert und gebeten, die entsprechenden 
Vorbereitungen zu treffen. Das passiert derzeit und 
dementsprechend mache ich mir überhaupt keine 
Sorgen, dass die Auszahlung in diesem Zeitraum 
nicht möglich ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in dem 
Sinne herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Ich 
bitte, den Gesetzentwurf zur weiteren Beratung an 
den zuständigen Haushalts- und Finanzausschuss 
zu überweisen und freue mich auf die Debatte dort. 
Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Danke schön, Frau Ministerin Wolf. Frau Ministerin 
hat ca. 2 Minuten überzogen, deswegen frage ich: 
Gibt es aufgrund der dazugewonnenen Redezeit 
noch Redebedarf der Parlamentarier? Das sehe ich 
nicht. Dann beende ich die Aussprache und wir 
kommen zur Abstimmung.

Da habe ich bisher nur einen Ausschuss gehört. 
Falls mir einer entgangen ist, sagen Sie mir noch 
mal Bescheid. Ich habe zunächst gehört, dass 
die Überweisung an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss gewünscht wird. Gibt es noch weitere 
Ausschüsse? Das sehe ich nicht. Dann lasse ich 
jetzt nur über die Überweisung an den Haushalts- 
und Finanzausschuss abstimmen. Wer damit ein-
verstanden ist, dass der Gesetzentwurf an den 
Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen wer-
den soll, den bitte ich um das Handzeichen. Hier 
sehe ich alle Fraktionen. Wer ist dagegen? Keine 
Gegenstimmen. Wer enthält sich? Damit einstim-
mig an den Haushalts- und Finanzausschuss über-
wiesen. Wir schließen diese Beratung und diesen 
Tagesordnungspunkt.
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